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7. Wahlperiode 

20 . 02 . 74 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Frau Dr. Lepsius, Schimschok, Dr. Schmude, Frau Dr. Timm, 
Freiherr Ostman von der Leye, Frau Eilers (Bielefeld), Frau Schlei, Engelhard, 

Frau Funcke, Dr. Hirsch, Kleinert, Frau Lüdemann, Frau Schuchardt und Genossen 
und der Fraktionen der SPD, FDP 


betr. Situation der Kinder getrenntlebender und geschiedener Eltern 


Im Zusammenhang mit der Reform des Ehe- und Familienrechts 
wird in der Öffentlichkeit zunehmend eine Verbesserung der 
Situation von Kindern getrenntlebender und geschiedener 
Eltern gefordert. Hierbei zeigte sich, daß die unterschiedliche 
Ausgestaltung des Unterhaltsrechts von nichtehelichen Kindern 
und sogenannten Scheidungswaisen soziale Härten aufdeckt, 
die einer einheitlichen, am Wohl des Kindes orientierten Rege- 
lung nicht entspricht. 

So müssen Kinder getrenntlebender und geschiedener Eltern 
- vertreten durch ihren Sorgeberechtigten -in Unterhaltsprozes- 
sen vollen Beweis für ihren Lebensbedarf erbringen. Demge- 
genüber werden nichteheliche Kinder durch den im Nichtehe- 
lichengesetz eingeführten Regelunterhalt ihrer Beweislast ent- 
hoben und können im Prozeß durch einen Pfleger unterstützt 
werden. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Teilt die Bundesregierung die in der Rechtsprechung zum 
Unterhalt von Kindern getrenntlebender und geschiedener 
Eltern zum Ausdruck kommende Auffassung, daß der Grund- 
satz der Gleichbehandlung ehelicher und nichtehelicher Kin- 
der eine unterschiedliche Festsetzung der Bedarfssätze beide 
Gruppen verbietet und daß unabhängig von der Zahl der Un- 
terhaltsberechtigten der durch die Regelunterhaltsverord- 
nung festgestellte Bedarf der Mindestbedarf eines Kindes 
ist? 

2. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, das Unter- 
haltsrecht dahingehend zu ergänzen, daß als Unterhaltsbe- 
darf eines ehelichen Kindes zukünftig mindestens der Betrag 
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gelten soll, der ihm nach den für nichteheliche Kinder gel- 
tenden Vorschriften als Regelbedarf zustehen würde? 

3. Inwieweit können Schwierigkeiten, die bei der Bemessung 
von Zu- oder Abschlägen zum Regelunterhalt aufgetreten 
sind, beseitigt werden? 

4. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die pro- 
zessuale Stellung des Kindes in Unterhaltsprozessen bei der 
Durchsetzung des Regelbedarfs zu verbessern? 

5. Sieht die Bundesregierung in der Einführung einer Beweis- 
lastumkehr vom unterhaltsberechtigten Kind auf den Unter- 
haltsverpflichteten und in der Bestellung eines Pflegers eine 
dafür geeignete Lösungsmöglichkeit? 

6. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die Unter- 
haltsansprüche der Kinder getrenntlebender oder geschiede- 
ner Ehepartner im vereinfachten Verfahren den veränder- 
ten Einkommens- und Wirtschaftsverhältnissen anzupassen? 


Bonn, den 20, Februar 1974 
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